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Abkürzungsverzeichnis

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen

und -direktoren
ETH Eidgenössische Technische Hochschule
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
BAG Bundesamt für Gesundheit
FK-SR Finanzkommission des Ständerates
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
EDÖB Eidgenössischer Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter
MELANI Melde- und Analysestelle Informationssicherheit
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
AdA Angehörige(r) der Armee
RS Rekrutenschule
NCS Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken
MiGeL Mittel- und Gegenständeliste der OKP
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

KVAG Krankenversicherungsaufsichtsgesetz

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé
EPF École polytechnique fédérale
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
OFSP Office fédéral de la santé publique
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
DFI Département fédéral de l'intérieur
PFPDT Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence
MELANI Centrale d'enregistrement et d'analyse pour la sûreté de l'information
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
AOS Assurance obligatoire des soins
Militaire Militaire
ER École de recrues
SNPC Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
LiMA Liste des moyens et appareils de AOS
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

LSAMal Loi sur la surveillance de l'assurance-maladie
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Zeitgleich mit Josef Dittli (cvp, UR) reichte auch Ständerat Eder (fdp, ZG) eine Motion zu
Cyber-Fragen ein. Er fokussierte jedoch nicht auf Armeestrukturen, sondern regte
generell die Schaffung eines Cybersecurity-Kompetenzzentrums auf Stufe Bund an. Im
Laufe der Überprüfung der NCS solle der Bund Massnahmen in die Wege leiten, um eine
solche Organisationseinheit zu schaffen. Eder schwebte eine Koordinationsstelle vor,
die bundesweit die Vorgänge im Bereich der Cybersicherheit überwacht und fördert,
die jedoch ferner auch eine Weisungsbefugnis gegenüber den Ämtern erhalten solle.
Die Notwendigkeit einer solchen Stelle leitete Eder aus früheren parlamentarischen
Vorstössen sowie dem Geschäftsbericht des Bundesrates über das vergangene Jahr ab,
wo klar geworden sei, dass noch zu wenig für die Cybersicherheit gemacht werde. Wie
sein Ratskollege Dittli regte Eder eine Zusammenarbeit mit Wissenschaft und
Hochschulen sowie der IT-Branche an.

Der Bundesrat teilte die Auffassung, dass der Cyberbereich eine Koordinationsstelle
braucht. Zusammen mit MELANI sei eine solche Stelle jedoch bereits geschaffen
worden. Das Know-how sei vorhanden und die geforderte Weisungsbefugnis sei auch
bereits erteilt worden. Bei grösseren Cybervorfällen würden
departementsübergreifende Task-Forces eingesetzt, um Kräfte zu bündeln. Die
Bedrohung werde zunehmen – dessen war sich auch die Regierung sicher – und die
Anforderungen an die Durchhaltefähigkeit der zuständigen Stellen steige im Ereignisfall.
Ein Koordinationszentrum, wie es in der Motion gefordert wird, sei entsprechend
fachlich und personell weiterzuentwickeln. Genau dies werde in der Weiterentwicklung
der NCS angestrebt, weswegen der Bundesrat die Ablehnung der Motion beantrage. 

Anders sah dies der Ständerat. Die Motion wurde mit 41 zu 4 Stimmen deutlich
angenommen. Der Abstimmung ging jedoch eine längere Debatte voraus, die rasch
verdeutlichte, dass der Bundesrat allein auf weiter Flur stand. Der Motionär selbst
eröffnete die Beratungen mit seiner Erstaunensbekundung: Zwar sage die Regierung,
sie wolle die Kompetenzen zur Cyberabwehr verstärken und koordinieren, aber die
Motion wolle sie nicht zur Annahme empfehlen. Das passe nicht zusammen und das
gehe auch für andere Mitunterzeichnende (22 an der Zahl) nicht auf. Verdeutlichen
konnte er sein Anliegen mit eben bekannt gewordenen Angriffen auf zwei
Departemente. Die Meinung. dass die Meldestelle MELANI bereits Aufgaben im
Cyberbereich wahrnehme, teilte der Motionär nicht. Deren Arbeit stellte er nicht
infrage, aber in der noch gültigen Cyberstrategie des Bundes komme das Wort
"Cybersecurity-Kompetenzzentrum nicht ein einziges Mal vor." Daraufhin hielt er ein
eigentliches Plädoyer für die Sache, man müsse endlich handeln – die beiden ETH
stünden bereit. Weitere Redner pflichteten Eder (fdp, ZG) bei. Besonders Vertreter der
SP sprachen sich dabei für einen Ausbau der Cyberabwehr aus, durchaus auch zu
Lasten von anderen Abwehrprogrammen (Rüstung). Erich Ettlin (cvp, OW) fand die
Debatte dann "fast schon langweilig", weil sich alle einig waren. Alle ausser Bundesrat
Maurer, der die Regierung vertrat. Sein langes Votum – im Wesentlichen zeigte er die
bisher angewendeten Vorgänge und Massnahmen auf und die Tatsache, dass kaum eine
Bundesratssitzung ohne Cyber-Thema abgehalten werde – schloss er mit dem Appell,
man solle die Regierung und MELANI nicht unterschätzen. Das Plenum wollte jedoch
ganz offensichtlich ein Zeichen setzen und die Arbeiten im Cyberbereich dergestalt
bündeln, dass eine zentrale Stelle die Koordination übernimmt. 1

MOTION
DATUM: 19.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Josef Dittli (fdp, UR) schlug mit seinem Vorschlag, innerhalb der Armee ein
Cyberdefence-Kommando einzurichten, einen eigentlichen Paradigmenwechsel vor.
Bereits seit Jahren war der Bund bestrebt, im Bereich Cyber-Kriminalität neue Wege zu
gehen und den sich verändernden technologischen Entwicklungen Rechnung zu tragen,
indem beispielsweise die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken
(NCS) lanciert wurde. Eine eigentliche Cyber-Armee wurde jedoch in diesen Prozessen
noch nicht konzipiert. Mit der fortschreitenden Digitalisierung und den damit
ausgelösten Datenverschiebungen müssen Sicherheitsaspekte im Cyber-Bereich jedoch
zunehmend angesprochen sowie entsprechende Massnahmen vorgesehen werden.

MOTION
DATUM: 25.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Dittli wollte innerhalb des VBS und der Armee eine eigene Truppe zur Cyberabwehr
aufbauen. Er leitete die Notwendigkeit seines Vorschlags aus dem Verfassungsauftrag
an die Armee ab. Ein professionalisiertes Kommando mit 100 bis 150 Cyberspezialisten
soll, flankiert von einer 400-600 AdA-starken Cybertruppe, die sensiblen
Infrastrukturen schützen. Die Ausbildung dieser Spezialisten soll über eine eigens zu
schaffende Cyber-RS erfolgen. Sieben Punkte führte der Motionär an, die eine solche
Cyber-Einheit erfüllen können muss: Eigene Systeme jederzeit schützen; eigenständige
Cyberoperationen durchführen (z. B. Cyberaufklärung, -verteidigung, aber auch
-angriff); den NDB unterstützen; Unterstützungsleistungen weiterer Betreiber kritischer
Infrastrukturen; zivile Behörden in Cyberangelegenheiten unterstützen. Dafür soll die
Armee einerseits Kooperationen mit dem Forschungsplatz, aber auch dem
Hochschulbereich eingehen und andererseits Vorbereitungen treffen, damit eine
solche militärische Cyber-Einheit konzipiert werden kann. Dittli schlug also eine
eigentliche Cyber-Armeeeinheit vor, daneben war auch eine Motion von Ständerat Eder
(fdp, ZG) hängig, der sich im Cyber-Bereich ein Kompetenzzentrum wünschte. Diese
Motion wurde vom Ständerat bereits dem Zweitrat überwiesen.

Der Bundesrat zeigte sich in seiner Antwort auf den Vorstoss skeptisch. Elemente der
Zielvorgabe würden gegenwärtig mit einem Aktionsplan Cyberdefence angegangen,
dieser erfülle weite Teile der Motion. Bezüglich der Anliegen die Truppe betreffend
(Verfügbarkeit, Stärke, Milizprinzip) seien daher die nächsten Schritte in der Umsetzung
des Aktionsplans, wie sie bis 2020 vorgesehen sind, abzuwarten. Hinsichtlich der
Einrichtung eines eigenen Kommandos zeigte sich die Regierung offener, man müsse
aber auch hier abwarten, wie sich solche Leitungsstrukturen in ein Gesamtgefüge
integrieren liessen. So sprach sich der Bundesrat noch gegen die Motion aus, hielt sich
aber die Möglichkeit offen, bei einer allfälligen Annahme im Erstrat via das VBS
zuhanden des Zweitrats noch auf den Motionstext Einfluss zu nehmen.

Die Ratsdebatte wurde mit einem Ordnungsantrag Hêche (sp, JU) eröffnet, der die
Motion der zuständigen SiK zur Vorprüfung zuweisen wollte. Hêche wollte nicht
mehrspurig fahren und nicht neben den Prozessen um den Aktionsplan des
Bundesrates und der zuvor angenommenen Motion Eder (fdp, ZG) zusätzlich auch noch
einen Prozess zur Schaffung einer Cyber-Armee anstossen. Der Motionär entgegnete
jedoch, dass sich die Ziele der Motion Eder nicht mit denjenigen seiner eigenen
überschneiden würden, da er sich eben auf den Bereich Armee beschränke. Im Übrigen
hätte sich ja die Regierung offen gegenüber der Motion gezeigt und einzig an der
Cyber-RS Anstoss genommen. Der Ordnungsantrag wurde nicht angenommen, damit
konnte der Vorstoss materiell behandelt werden.
Der Motionär verteidigte sein Anliegen mit der Einschätzung, dass nicht klar sei, was der
Bundesrat und das VBS im Cyber-Bereich erreichen wollen. Zwar werde viel
unternommen, auch gerade bezüglich der Rollendefinition der Armee und ihrer
Funktionen in der Cyberabwehr, offen sei jedoch, wie die Stärken der Miliz einbezogen
werden können. Der Aktionsplan Cyberdefence sei laut Dittli (fdp, UR) „in Ordnung”,
jedoch sei kaum etwas über seinen Inhalt bekannt. Dass ein wesentlicher Teil seiner
Motion bereits in anderen Prozessen umgesetzt wird, begrüsste er, aber das wichtige
und titelgebende Anliegen seines Vorstosses, ein Cyber-Kommando in die
Armeestrukturen einzubinden, sei eben noch nicht angedacht. Ebenso fehle in der
Debatte über die Möglichkeiten, IT-Spezialisten zu finden und auszubilden, die Prüfung
einer Cyber-RS. Es gebe schliesslich bereits IT-Spezialisten in den Rechenzentren von
Bund und VBS, eine systematische armeenahe Cyber-Ausbildung fehle jedoch komplett.
Er sah denn auch einen Steilpass in der geäusserten Bereitschaft der Regierung, im
Falle einer Annahme seiner Motion noch Änderungsvorschläge zuhanden der SiK-NR zu
machen. Diesen Steilpass müsste der Ständerat „also der Sache zuliebe annehmen”.
Ratskollege Ettlin (cvp, OW) blies ins gleiche Horn. Es gebe bereits heute monatlich
tausende Cyberangriffe auf diverse kritische Strukturen und er finde die Argumentation
der Regierung, eine Cyber-RS sei nicht möglich, da sie sich nicht in die bestehenden
Ausbildungsmodelle der Armee einfügen lasse, „speziell”. Die Annahme neuer
Herausforderungen, auch im Bereich (Cyber-)Verteidigung sei wichtig, so der
Obwaldner weiter.
Verteidigungsminister Parmelin argumentierte vergeblich mit den bestehenden
Arbeiten und der Bereitschaft, den Weg der Cyberabwehr weiter gehen zu wollen. Das
Ratsplenum nahm die Motion mit 34 zu 7 Stimmen deutlich an. 2

01.01.65 - 01.01.21 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Frühjahrssession 2019 diskutierte der Ständerat als Zweitrat die Motion Grin (svp,
VD) «Erhöhung der Pauschalabzüge bei der direkten Bundessteuer zum Ausgleich der
Explosion der Krankenkassenprämien» sowie eine weitere Motion Lehmann (cvp, BS;
Mo. 15.4027) zum Abzug der Krankenkassenprämien von den Steuern. Die Mehrheit der
WAK-SR hatte zuvor Annahme der Motion Grin beantragt, da die Krankenkassenprämien
als «Teil der unvermeidlichen Lebenshaltungskosten» stark angewachsen, die
entsprechenden Abzüge aber bisher nicht angepasst worden seien. Eine Minderheit
Zanetti (sp, SO) beantragte die Ablehnung der Motion, da sie zu grossen Steuerausfällen
führen würde; Letztere bezifferten Zanetti und Kommissionssprecher Baumann (cvp,
UR) auf CHF 465 Mio. Zudem würden Personen mit höheren Einkommen
überproportional von den Abzügen profitieren, was – wie Zanetti in der Plenardebatte
erläuterte – dem Prinzip der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit
zuwider laufe. Dies löste eine hitzige Debatte im Rat aus. Erich Ettlin (cvp, OW) zum
Beispiel konterte, dass eine Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit aus
Fairnesgründen eben nicht nur eine progressive Besteuerung der Einkommen, sondern
auch progressive Abzüge beinhalten müsse. Anita Fetz (sp, BS) betonte jedoch, dass das
Grundproblem bei den Krankenkassenprämien die Finanzierung durch Kopfsteuern sei
– dass man dort eben eine Flat Rate Tax und keine Progression habe. Dadurch sei vor
allem der Mittelstand benachteiligt, der keine Prämienverbilligungen erhalte.
Finanzminister Maurer verwies indes auf die Ineffizienz der in der Motion
vorgeschlagenen Massnahme: Personen mit hohen Einkommen würden dadurch nur
minimal entlastet, hingegen kosteten die Abzüge den Staat fast eine halbe Million
Franken. Dennoch sprach sich der Rat mit 30 zu 13 Stimmen für die Motion Grin aus
und lehnte die Motion Lehmann, wie auch von der Kommission beantragt, ab (vgl.
hier). 3

MOTION
DATUM: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2020 befasste sich der Ständerat mit dem Bundesgesetz über
elektronische Verfahren im Steuerbereich und machte dabei seinem Namen als
Kantonskammer alle Ehre. So korrigierte die kleine Kammer verschiedene vom
Nationalrat eingefügte Änderungen entsprechend den Wünschen verschiedener
Kantone.
Erstens folgte der Rat seiner FK-SR bezüglich der Möglichkeit des Bundesrates, die
elektronische Durchführung von Verfahren auf Bundesebene vorschreiben zu können.
Der Nationalrat hatte diese Verpflichtungsmöglichkeit gestrichen, der Ständerat kehrte
jedoch zur bundesrätlichen Version zurück. Einerseits gehe es hier nicht in erster Linie
um Privatpersonen, die mit der elektronischen Durchführung überfordert wären,
sondern um professionelle Personengruppen, die «eigentlich über das benötigte Know-
how und die Infrastruktur verfügen müssten», betonte Erich Ettlin (cvp, OW) für die
Kommission. Andererseits werde der Bundesrat diese Regelung nicht sofort einführen,
sondern «wenn die Zeit dafür reif ist». Als zweite Differenz zum Erstrat entschied die
kleine Kammer auf Bitte der Finanzdirektorenkonferenz, den Kantonen nur die
Möglichkeit zur vollständigen elektronischen Eingabe zu geben, sie aber nicht dazu zu
verpflichten. Bereits heute nützten nur zwei Kantone noch kein elektronisches
Verfahren, diese würden aber ebenfalls in Kürze nachziehen, erklärte der
Kommissionssprecher. Drittens entschied sich der Ständerat gegen die Formulierung
des Nationalrats zur Vereinheitlichung von Formularen und Datenformaten bei den
Steuererklärungen – die Kantone hätten sich an der entsprechenden Formulierung
gestört, erklärte Ettlin. Stattdessen nahm der Rat einen Kompromissvorschlag beruhend
auf dem Vorschlag der Kantone an und fügte dabei auch einen Passus ein, wonach die
Datenformate in Zusammenarbeit zwischen Bundesrat und Kantonen festgelegt
würden. Stillschweigend folgte der Ständerat dem Bundesrat sowie dem Nationalrat bei
der Frage der Verwendung der AHV-Nummer; im Nationalrat hatte diese Frage zuvor
noch für einige Diskussionen gesorgt. Einstimmig nahm der Ständerat den Entwurf in
der Folge an. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Erich Ettlin (cvp, OW; Mo. 16.3988) und Christian Lohr (cvp, TG; Mo. 16.3948) reichten in
beiden Räten gleichlautende Motionen für eine Einführung einer Vergütungspflicht bei
im Ausland freiwillig bezogenen OKP-Leistungen ein. Bedingungen für eine
entsprechende Vergütung sollten eine ärztliche Verschreibung, tiefere Auslandpreise
und ein freiwilliger Entscheid für einen Einkauf im Ausland durch die Patientinnen und
Patienten sein. Da Spital- und Arztbehandlungen wegen der Marktabschottung in der
Schweiz deutlich teurer seien als im Ausland – Generika und Blutzuckermessstreifen
sind gemäss einer Santésuisse-Studie doppelt so teuer wie im Ausland –, sollten
Personen, die freiwillig ihre Medikamente im Ausland bezögen und damit einen Beitrag
zur Kostensenkung leisteten, nicht durch eine Verweigerung der Vergütung bestraft
werden. 
Im Rahmen der Motion Heim (sp, SO; Mo. 16.3169) prüfe er bereits, ob eine
entsprechende Regelung für MiGeL-Produkte unter gewissen Voraussetzungen sinnvoll
sein könne, erklärte der Bundesrat. Diese Überprüfung könne er auf Arzneimittel
ausweiten. Eine weitere Öffnung des Territorialitätsprinzips für Arzt- und Spitalbesuche
lehnte er hingegen ab. Die steigenden Kosten für ambulante Behandlungen entstünden
nicht in erster Linie durch die hohen Tarife, sondern durch die Mengenausweitung.
Diese würde aber durch eine Regelung, wie sie die Motionäre vorsahen, allenfalls noch
verstärkt. Zudem könnten die Leistungsanbietenden im Ausland nicht auf die für die
Vergütung durch die OKP notwendigen Qualitätsvoraussetzungen überprüft werden. 
Nachdem der Ständerat die Motion Ettlin im März 2017 der SGK-SR zur Vorberatung
zugewiesen hatte, empfahl diese im November desselben Jahres deren Ablehnung.
Nach Vorliegen des Berichts der Expertenkommission wolle man der Prioritätensetzung
des Bundesrates im Rahmen des ersten Massnahmenpakets zur Kostendämpfung nicht
vorgreifen und einzelne Massnahmen bevorzugen. Dieser Argumentation folgte der
Ständerat in der Wintersession 2017 mit 25 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und
lehnte die Motion Ettlin ab. 
Die Motion Lohr wurde Ende 2018 abgeschrieben, nachdem sie während zwei Jahren
nicht behandelt worden war. 5

MOTION
DATUM: 29.11.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im April 2019 reichte die SGK-SR beruhend auf der zurückgezogenen parlamentarischen
Initiative Ettlin (cvp, OW; Pa.Iv. 17.528) eine Motion ein, gemäss der in den
Tarifverhandlungen im Gesundheitswesen zukünftig nicht nur die Preise, sondern auch
die Menge der Leistungen festgelegt werden sollten. Denn ein Grund für das
Kostenwachstum sei die Unabhängigkeit der Preise von der Menge erbrachter
Leistungen, wodurch kein Anreiz zu effizienten Behandlungen bestünde, begründete
die Kommission diesen Schritt. 
Da ein solcher Vorschlag im ersten Massnahmenpaket zur Kostendämpfung des
Bundesrates bereits vorgesehen sei, empfahl der Bundesrat die Motion zur Ablehnung.
Dennoch beantragte die Kommission Annahme der Motion. Der Massnahme drohe
gemäss den Vernehmlassungsantworten Widerstand von den Leistungserbringenden
und Krankenversicherungen, weshalb die entsprechenden Bemühungen des Bundesrats
mit dieser Motion unterstützt werden sollten, begründete die Kommission ihren Antrag.
Mit 23 zu 6 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der Ständerat die Motion in der
Sommersession 2019 an. 6

MOTION
DATUM: 20.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2019 beschäftigte sich der Ständerat mit dem Bundesgesetz über
die Datenweitergabe der Versicherer in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung. Für die Kommission fasste Erich Ettlin (cvp, OW) die
Erarbeitung des Geschäfts und dessen Inhalt zusammen. Erstens solle die Erhebung der
Daten zur Aufsicht über die Versicherungen im KVAG, diejenige zu den Aufgaben nach
KVG jedoch im KVG geregelt werden. Zweitens sollten die Daten wann immer möglich
aggregiert erhoben werden. In gesetzlich geregelten Ausnahmefällen solle die Erhebung
von Individualdaten möglich sein. Eine Problematik, die trotz dieser Regelung weiter
bestehe, betreffe jedoch die Re-Identifizierung von Personen, erklärte Ettlin weiter:
Gemäss EDÖB könne eine solche aufgrund des Detaillierungsgrades, der Einzigartigkeit,
der Akkumulation und der Verknüpfung der Efind-Daten nicht ausgeschlossen werden.
Das BAG stehe diesbezüglich aber in engem Kontakt zum EDÖB und sei dabei, dieses

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.09.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Risiko zu minimieren. Bei der Detailberatung erklärte der Kommissionssprecher, die
Kommissionsmehrheit halte es für sinnvoller, zuerst die Ergebnisse der mittels Postulat
verlangten Datenstrategie abzuwarten und zu schauen, ob die Daten, welche die
Minderheit ebenfalls in Individualform weitergeben möchte, nicht bereits vorhanden
seien. Dieser Argumentation konnte Minderheitensprecher Hans Stöckli (sp, BE) nichts
abgewinnen. Die Daten für Efind5 und Efind6, also die Daten zu den Medikamenten und
der MiGeL, seien vorhanden; er verstehe darum nicht, welcher Grund wirklich hinter
dieser Argumentation zur Datenstrategie stecke. Zudem könne dasselbe Argument auch
für die Datenbereiche, welche die Mehrheit als Individualdaten liefern wolle, angeführt
werden. Diese zusätzlichen Daten seien dringend nötig, wie ihm der Kanton Bern
verdeutlicht habe. Mit 23 zu 15 Stimmen sprach sich der Ständerat jedoch gegen seinen
Minderheitsantrag aus. Einstimmig nahm der Rat in der Folge den Entwurf der
Kommission an. 7

In der Frühjahrssession 2020 behandelte der Ständerat die Motion Hess (fdp, BE), in
welcher der Motionär eine Ausweitung des elektronischen Datenaustauschs auf
weitere Bereiche forderte, zusammen mit der Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765).
Zuvor hatte die SGK-SR den Ausbau des elektronischen Datenaustausches zwischen
Kantonen und Krankenversicherungen befürwortet, die Krankenversicherungsverbände
davon aber noch einmal ausdrücklich ausgenommen und einen entsprechenden
Vorbehalt angebracht. Stillschweigend folgte der Ständerat diesem Antrag und nahm
die Motion an, nachdem Kommissionssprecher Ettlin (cvp, OW) im Rat noch einmal
ausdrücklich auf den Vorbehalt der Kommission hingewiesen hatte. 8

MOTION
DATUM: 10.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2020 behandelte der Ständerat die Motion Brand (svp, GR) für
eine administrative Erleichterung der Überprüfung der Versicherungspflicht durch die
Kantone zusammen mit der Motion Hess (bdp, BE; Mo. 18.4209). Zuvor hatte die SGK-SR
den Ausbau des elektronischen Datenaustausches zwischen Kantonen und
Krankenversicherungen befürwortet, die Krankenversicherungsverbände davon aber
noch einmal ausdrücklich ausgenommen. Während Kommissionssprecher Ettlin (cvp,
OW) diesen Vorbehalt bezüglich der Motion Hess im Rat noch einmal betonte, sprach er
denselben Vorbehalt der Kommission bezüglich der Motion Brand nicht mehr an.
Stillschweigend nahm der Ständerat die Motion Brand in der Folge an. 9

MOTION
DATUM: 10.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2020 behandelte der Ständerat das von der SGK-NR geschaffene
Paket 1a des Massnahmenpakets zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen, das die
weniger umstrittenen Teile des ersten Massnahmenpakets des Bundesrats beinhaltete.
Nachdem er ohne Gegenantrag auf die Vorlage eingetreten war, schuf er einige
Differenzen zum Erstrat. 
Nur eine kleine Änderung gegenüber der nationalrätlichen Version nahm der Ständerat,
in Übereinstimmung mit seiner Kommission, bei der Frage der Rechnungsstellung im
Tiers payant-System vor. Hier ergänzte er stillschweigend einen Passus, wonach die
Versicherungen und die Leistungserbringenden abmachen können, dass die
Versicherung für die Übermittlung der Rechnungen zuständig sein soll. Mit der
Änderung des Nationalrats, wonach die Rechnungen auch elektronisch verschickt oder
auf einem Webportal hinterlegt werden können, zeigten sich die Ständerätinnen und
Ständeräte hingegen einverstanden.
Für deutlich mehr Diskussionen sorgte die Frage der Behandlungstarife, insbesondere
die Patientenpauschaltarife bei ambulanten Behandlungen, gemäss
Kommissionssprecher Pirmin Bischof (cvp, SO) «ein Herzstück der Vorlage». Neu sollen
gemäss Bundesrat vereinbarte Patientenpauschaltarife auf einer gesamtschweizerisch
vereinbarten einheitlichen Tarifstruktur beruhen müssen, erklärte Bischof. Die Tarife
müssten zwar nicht schweizweit identisch sein, wohl aber die in der Rechnung
aufgeführten Teile einer Behandlung. Dies habe den Vorteil, dass die Rechnungen
gesamtschweizerisch vergleichbar seien. Nachteilig sei hingegen, dass kantonale
Differenzen in der Struktur nicht mehr möglich seien. Der Vorteil dieser Änderung liege
gemäss Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) auch darin, dass man damit das Risiko einer
Mengenausweitung reduzieren könne. «Je mehr man verrechnet, desto mehr verdient
man.» Eine Minderheit Müller (fdp, LU) beantragte, auf die Schaffung dieser
Patientenpauschalen zu verzichten. Bereits heute gebe es solche Pauschalen und sie
würden auch bei ambulanten Behandlungen angewendet. Da sich die Behandlung aber
zwischen den verschiedenen Patientinnen und Patienten stark unterscheide, würde
eine Vereinheitlichung zu einer Übervergütung von einfachen und zu einer
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Untervergütung von komplizierten Fällen, welche häufig bei kränkeren und sozial
schwächeren Patientinnen und Patienten auftreten, führen. Obwohl die Minderheit
Müller in der Kommission mit 8 zu 3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) unterlegen war,
meldeten sich mit Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG), Erich Ettlin (cvp, OW), Hannes
Germann (svp, SH) und Josef Dittli (fdp, UR) deutlich mehr Kommissionsmitglieder im
Namen der Minderheit zu Wort. Einen ganz anderen Aspekt der Regelung stellte
Gesundheitsminister Berset in den Mittelpunkt: Für ihn liege der zentrale Unterschied
zur heutigen Regelung darin, dass der Bundesrat neu subsidiär eingreifen könne, wenn
sich die Tarifpartner nicht auf eine Tarifanpassung einigen könnten. Mit 22 zu 21
Stimmen setzte sich die Minderheit in dieser Frage jedoch knapp durch, der Ständerat
lehnte damit die Schaffung einer Patientenpauschale ab. 
Eine weitere offene Frage bezüglich der Behandlungstarife betraf die Schaffung einer
nationalen Tariforganisation im ambulanten Bereich, entsprechend der Swiss DRG im
stationären Bereich, die für die Erarbeitung und Weiterentwicklung der Tarifstrukturen
zuständig sein sollte. Hier sei man sich mehrheitlich einig, betonte Bischof, offen sei
lediglich noch die Frage der Organisationshoheit. Solle der Bundesrat über die
Organisationsform entscheiden, dabei erst eine Konsultation durchführen oder gar nur
subsidiär zuständig sein, wenn sich die Leistungserbringenden und Versicherungen
nicht einigen können? Letzteres schlug die SGK-SR vor. Bundesrat Berset stellte zudem
in seiner Antwort auf eine Frage von Charles Juillard (cvp, JU) fest, dass ausschliesslich
Tarifpartner in der Organisation vertreten sein würden und die Kantone somit darin erst
mitwirken könnten, wenn EFAS angenommen worden sei und die Kantone somit
ebenfalls für die ambulante Behandlung zuständig wären. Stillschweigend folgte der
Ständerat in diesem Punkt dem Vorschlag seiner Kommission.
Ein weiterer umstrittener Aspekt der Tariffrage betraf die Finanzierung von
Rechnungsprüfungen, welche die Patientenorganisationen durchführen sollten, durch
das EDI. Die Kommissionsmehrheit wollte diesen vom Nationalrat eingefügten Punkt aus
der Vorlage streichen, eine Minderheit Carobbio Guscetti wollte ihn beibehalten.
Natürlich sollten sich Patientinnen und Patienten von externen Organisationen beraten
lassen können, der Bund solle sich dabei aber nicht an der Finanzierung dieser
Dienstleistung beteiligen, zumal eine solche Finanzhilfe nur eine zusätzliche
Kontrolleinheit bedeuten würden, erklärte Kommissionssprecher Bischof.
Minderheitensprecherin Carobbio Guscetti betonte hingegen, dass die anfangs
eingesetzte Expertengruppe einen ähnlichen Vorschlag gemacht habe und die GDK das
Anliegen unterstütze. Nicht abgeneigt gegenüber der Finanzierung zeigte sich auch
Bundesrat Berset, für den die Massnahme nicht im Widerspruch zur Strategie des
Bundesrates stand. Mit 28 zu 13 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Ständerat
aber gegen die Finanzierung aus und schuf damit eine weitere Differenz zum
Nationalrat. 
Schliesslich stand noch der Experimentierartikel im Raum, gemäss Bischof der «zweite
Kernartikel dieser Vorlage». Die SGK-SR wollte den nationalrätlichen Vorschlag um die
Möglichkeit, experimentelle Projekte zur Förderung der Digitalisierung durchführen zu
können, ergänzen. Streichen wollte sie hingegen Projekte zur Einschränkung der freien
Arztwahl. Eine weitere Minderheit Müller schlug indes vor, vollständig auf den Katalog
mit möglichen Bereichen, in denen Projekte durchgeführt werden können, zu
verzichten. Ohne Katalog könnten auch Projekte durchgeführt werden, welche
Grundrechtseingriffe enthielten, erklärte Bischof den Widerstand der
Kommissionsmehrheit gegen diesen Vorschlag. Die betroffenen Patientinnen und
Patienten hätten keine Möglichkeit, sich gegen die Projekte zu wehren.
Gesundheitsminister Berset sprach sich vehement gegen den Minderheitsantrag und
die Streichung des Katalogs aus. Der Bundesrat und die Verfassungsrechtsexperten des
Bundes seien sich einig, dass dies gegen Artikel 5 Absatz 1 der Bundesverfassung
verstosse, wonach das Recht Grundlage und Schranke staatlichen Handelns darstelle.
Damit würden die möglichen Experimente keine Grenzen kennen. So könnten zum
Beispiel für die Bevölkerung eines Kantons die Hälfte des Leistungskatalogs gestrichen,
die Franchise auf CHF 10'000 erhöht oder risikobezogene Prämien eingeführt werden.
Paul Rechsteiner (sp, SG) kritisierte des Weiteren, dass die freie Arztwahl auf der Liste
möglicher Projekte aufgeführt sei: Die Einschränkung der freien Arztwahl sei ein
fundamentaler Systemeingriff, der Grundrechtsdimensionen betreffe und
entsprechend per Gesetz zu entscheiden sei. Man solle den «Akteuren im
Gesundheitswesen [nicht] per Gesetz abschliessend vorschreiben, wo sie
experimentieren können», betonte hingegen Minderheitensprecher Müller. Innovation
entstehe «relativ chaotisch», ergänzte Erich Ettlin (cvp, OW). Zudem könne ja das EDI
die Pilotprojekte bewilligen, müsse es aber nicht. Mit diesen Argumenten setzte sich die
Kommissionsminderheit durch: Mit 23 zu 19 Stimmen sprach sich der Ständerat gegen
die Einschränkung der Experimente auf einen Katalog aus. Im Anschluss bat Bischof den
Nationalrat, in seiner nächsten Sitzung diese vom Ständerat geänderte Bestimmung
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etwas abzuschwächen und ihr eine Ausnahme für Grundrechtsverletzungen anzufügen.
Mit 31 zu 0 Stimmen (bei 12 Enthaltungen) nahm der Ständerat das Gesetz in der
Gesamtabstimmung ohne Gegenstimme an. Die Enthaltungen stammten von sechs
Mitgliedern der SP- sowie von je drei Mitgliedern der SVP- und der Grünen-Fraktion. 10

Noch während der Covid-19-Pandemie beantragten die Mitte-Fraktion im Nationalrat
(Mo. 20.3263) und Erich Ettlin (cvp, OW; Mo. 20.3282) im Ständerat in je einer
identischen Motion, dass die Schweiz Lehren aus der Covid-19-Pandemie für das
Schweizer Gesundheitssystem ziehen solle. Demnach solle der Bundesrat geeignete
Massnahmen bezüglich der Beanspruchung der medizinischen Notfallversorgung
aufzeigen, die Digitalisierung im Gesundheitswesen forcieren, die Finanzierung
indirekter, durch Einnahmeausfälle der Leistungserbringer entstehende Kosten der
Pandemie regeln, wobei nicht die Prämienzahlenden dafür aufkommen sollten, sowie
den Influenza-Pandemieplan überarbeiten. «Die Covid-19-Pandemie ist und war ein
Stresstest für unser Gesundheitssystem», betonte die Fraktion. Sie habe verschiedene
Defizite im Gesundheitswesen aufgezeigt, die nun angegangen werden müssten. 
Der Bundesrat empfahl die Motionen zur Annahme, er habe vor, die «Erfahrungen aus
der aktuellen Pandemie in einem Bericht aufzuarbeiten», dabei werde er die Anliegen
der Motionen umsetzen. Der Bericht könne aber erst nach Abschluss der Bewältigung
der Pandemie erstellt werden. Stillschweigend nahmen National- und Ständerat die
jeweiligen in ihrem Rat eingereichten Motionen im September 2020 an. 11

MOTION
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2020 eröffnete der Ständerat das
Differenzbereinigungsverfahren zum Bundesgesetz über die Datenweitergabe der
Versicherungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung. Die SGK-SR
beantragte, die vom Nationalrat gegenüber dem ursprünglichen ständerätlichen
Entwurf geschaffenen Änderungen abzulehnen, etwa bei der Frage, ob das Bundesamt
den Zweck einer Datenlieferung vorgängig bekanntgeben müsse – die Definition der
zulässigen Zwecke der Datenlieferungen sei ja eben genau das Ziel der Vorlage, erklärte
Erich Ettlin (cvp, OW) als Kommissionssprecher und unter Nennung seiner
Interessenbindung als Verwaltungsrat der CSS-Versicherung. In der Folge lehnte die
kleine Kammer den entsprechenden Passus des Zweitrats stillschweigend ab. Zudem
sprach sich der Ständerat gegen eine Ergänzung des Nationalrats aus, wonach die Daten
nur jährlich geliefert werden sollen; zwar sei eine jährliche Datenlieferung geplant, in
Ausnahmesituationen wie einer Pandemie solle sie jedoch häufiger möglich sein.
Bezüglich der Lieferung von Aggregat- oder Individualdaten bestanden unterschiedliche
Konzepte zwischen National- und Ständerat. Der Ständerat sah vor, üblicherweise
Aggregatdaten liefern zu lassen, aber in im Gesetz vorab definierten Ausnahmesituation
auch die Lieferung von Individualdaten zu ermöglichen. Der Nationalrat entschied sich
hingegen für ein anderes Konzept, indem er die Aufzählung der Ausnahmesituationen
des Ständerats als Liste derjenigen Situationen definierte, in welchen Aggregatdaten zu
liefern seien, wie Ettlin erklärte. Gemäss dem Nationalrat sollten somit die Situationen,
in denen überhaupt Daten geliefert werden, gegenüber dem ständerätlichen Vorschlag
deutlich eingegrenzt werden; die Lieferung von Individualdaten sollte zudem nur noch
in Ausnahmesituationen durch Anweisung des Bundesrates, sofern gleichzeitig
verschiedenen Kritierien erfüllt würden, aber nicht mehr in vordefinierten Situationen,
möglich sein. Diesen Konzeptwechsel lehnte der Ständerat ebenfalls ab.
Umstritten war im Rat einzig die Frage, ob aggregierte Daten auch zur Beurteilung und
Überprüfung der Wirtschaftlichkeit und der Qualität der Leistungen im Bereich der
Arzneimittel und den MiGeL verwendet werden sollten. Auf diesen Punkt hatte der
Ständerat in der ersten Behandlungsrunde trotz eines entsprechenden Antrags des
Bundesrates verzichtet, was der Nationalrat in der Folge bestätigt hatte; die Frage war
somit eigentlich bereits vom Tisch. Welche zusätzlichen Daten weitergegeben werden
sollen, solle der Postulatsbericht zu einer «kohärenten Datenstrategie für das
Gesundheitswesen» (Po. 18.4102) zeigen, betonte Ettlin. Eine Minderheit Stöckli (sp, BE)
wollte die entsprechenden Punkte ebenfalls in die Liste der zu liefernden Daten
aufnehmen, da hier die Kostenexplosion besonders gross sei. «Es gilt als gut gehütetes
Geheimnis, weshalb ausgerechnet in diesen beiden Bereichen die vorhandenen Daten
nicht weitergeleitet werden sollen», betonte er. Auch Gesundheitsminister Berset bat
um die Lieferung dieser Daten; ansonsten könnten die Empfehlungen bezüglich MiGeL
mangels Daten nicht erfüllt werden. Dennoch lehnte der Ständerat den
Minderheitsantrag mit 26 zu 13 Stimmen ab. 12
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